
Auf einen Blick:  
Meldung von Beschaffungsversuchen 
und Sanktionsverstößen 

1.  Was ist die „Jedermannspflicht“?

Nach Artikel 6b der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 gilt die sogenannte „Jedermannspflicht“: 
Natürliche oder juristische Personen, Einrichtungen und Organisationen müssen Informationen 
melden, die helfen, EU-Sanktionen umzusetzen oder Verstöße aufzudecken. Dies betrifft  
insbesondere Hinweise auf mögliche Sanktionsverstöße, Beschaffungsversuche oder Sanktions-
umgehungen. Ausgenommen ist die vertrauliche Kommunikation zwischen Rechtsanwälten  
und Mandanten.

2.  Wie erfolgt die Meldung?

Innerhalb von zwei Wochen per E-Mail an die zuständige Stelle:
	∙ BAFA für Güter und Dienstleistungen: Melderegister-Sanktionen@bafa.bund.de 
	∙ Deutsche Bundesbank für Gelder und Finanzmittel, Finanzhilfen:  

sz.finanzsanktionen@bundesbank.de 

3.  Wozu dient die Meldung?

Die Hinweise helfen, Sanktionsverstöße und Umgehungen frühzeitig zu erkennen (z. B. Schein-
firmen, Zwischenhändler, verdächtige Geldströme/Finanztransaktionen). Die Hinweise fließen 
in behördliche Risikodatenbanken ein und können Grundlage weiterer nachrichtendienstlicher 
oder strafrechtlicher Ermittlungsmaßnahmen sein.

4.  Worauf sollte geachtet werden? 

Angaben sollten präzise sein, z. B. Name und Sitz des Unternehmens, Empfänger/Endverwender 
bzw. beteiligte Personen, betroffene Güter oder Finanztransaktionen enthalten. Fragen zur  
Zulässigkeit eines Geschäfts sind zu vermeiden. Die Meldung sollte zudem keine verschlüsselten 
Nachrichten enthalten.
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